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(Orb. 5. 6. 1939 9k. 8642.) 

Abhaltung des concursus pro beneficiis 
1959- 

Der Pfarrkonkurs findet vom 10. bis 12. Ok- 
tober ds. Js. im Collegium Borromaeum statt. 
Zugelassen werden die Priester, welche wenigstens 
das fünfte Dienstjahr zurückgelegt haben. 

Die Gesuche um Zulassung mit Angabe des 
Ordinationsjahres, der Ort- und Zeitdauer der 
bisherigen Anstellungen sind bis 1. September 
vorzulegen. Ein besonderer Erlaß über die Zu- 
lassung ergeht nicht. Die Bewerber haben sich am 
Montag, den 9. Oktober zwischen 4 bis 6 
Uhr auf dem Sekretariat unserer Kanzlei in eine 
Liste einzutragen. 

Die schriftliche Prüfung erstreckt sich aus Dog- 
matik, Moral, Pastoral, Predigt und Katechese; 
die mündliche außerdem aus Kirchenrecht (liber I, 
II und III C. I. C.) und aus den freien Vortrag 
eines Predigtabschnittes. 

Wer die Pfarrprüsung bestanden hat, erhält 
Jurisdiktion bis auf Widerruf. 

Fr ei bürg i. Br., den 5. Juni 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(Otb. 6. 6. 1939 9k. 8840.) 

Religionsunterricht für Mittelschulen und 
Mittelschuleinrichtungen. 

Der Herr Minister des Kultus und Unterrichts 
in Baden gibt unterm 3. Mai ds. Js. Nr. B 
15455 (Amtsblatt des Badischen Ministeriums 
des Kultus und Unterrichtes vom 19. Mai ds. 
Js. Nr. 11 S. 95 ff.) die Stundentafeln für die 
Mittelschulen und Mittelschuleinrichtungen an den 
Volksschulen bekannt. Dieser für Baden neue 

Schultyp, welcher von den bisher vielfach als 
Mittelschulen bezeichneten „Höheren Schulen" wie 
Oberschulen, Oberschulen in Aufbauform und 
Gymnasium zu unterscheiden ist, umfaßt in der 
Mittelschulform (für Knaben und Mädchen) sechs 
Klassen, welche auf der vierten Klasse der Volks- 
schule aufbauen, und im Aufbauzug an den Volks- 
schulen vier auf der sechsten Volksschulklasse auf- 
bauende Klassen. Für den Religionsunterricht sind 
in der Mittelschulform in den Klassen 1 bis 3 
einschließlich je zwei Wochenstunden und von Klasse 
4 bis 6 einschließlich je eine Wochenstunde angesetzt. 
Wegen letzterer weiterer Verminderung der Reli- 
gionsstunden wurden bereits vonseiten der kirchlichen 
Behörden Schritte unternommen. 

Als Stoff für den Religionsunterricht bestimmen 
wir die im „Neuen Lehrplan für die Höheren 
Schulen im badischen Anteil der Erzdiözese" vom 
12. April 1937 Nr. 5780 für die sechsklassigen 
Höheren Schulen (Amtsblatt 1937, Nr. 6 S. 236) 
festgesetzten Gegenstände. In den Aufbauzügen ist 
wie in den Höheren Aufbauschulen mit dem dort 
für Quarta (Klasse 3) festgesetzten Unterrichtsstoff 
zu beginnen. Solange in den Klassen 4 bis 6 
der Mittelschulen bzw. der Aufbauzüge nur je eine 
Wochenstunde für den Religionsunterricht zur Ver- 
fügung steht, ist für die Durchführung des Lehr- 
planes der Erlaß vom 16. April 1937 Nr. 5949, 
welcher seiner Zeit den Religionslehrern an den 
Höheren Schulen zuging und jeder Zeit bei uns 
angefordert werden kann, zu beachten. Der Reli- 
gionsunterricht an den Mittelschulen und Aufbau- 
zügen ist ausschließlich von den Geistlichen zu er- 
teilen. 

Freiburg i. Br., den 6. Juni 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

Diese Nummer wurde am 13. Juni 1939 zur Post gegeben. 



82 Nr. 17 1939 

(Ctb. 2. 6. 1939 %. 8323.) 

Bination an Herz Jesu - Freitagen. 

Durch Reskript der hl. Kongregation der Sa- 
kramente vom 9. Mai 1939 Nr. 1395 hat der 
der Herr Erzbischof für weitere drei Jahre die 
Vollmacht erhalten, zur Förderung der Herz Jesu- 
Verehrung und Steigerung des Sakramenten- 
empsanges im Sinne der Enzykklika „Caritate 
compulsi“ vom 3. Mai 1932 in Fällen, in wel- 
chen in Pfarr- oder Filialkirchen an Herz Jesu- 
Freitagen eine zweite hl. Messe erwünscht wäre 
und ein anderer Priester zur Feier derselben nicht 
zur Verfügung steht, Vinationsvollmacht zu er- 
teilen. 

Die bisher von uns erteilten Binationsvoll- 
machten werden anmit — sofern die uns berich- 
teten Voraussetzungen in den einzelnen Pfarreien 
noch vorhanden sind — allgemein bis Ende Juni 
1942 verlängert. 

Die Neueinführung der Bination in einer 
Pfarrei bedarf jedoch in jedem einzelnen Falle 
unserer vorausgehenden Prüfung und Geneh- 
migung. 

Freiburg i. Br., den 5. Juni 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(Ord. 5. 6. 1939 Nr. 7851.) 

Weizenmehl für Zubereitung von Hostien. 

Diejenigen Geistlichen, in deren zuständigem Be- 
zirk sich Stellen befinden, die sich mit der Zube- 
reitung von Hostien befassen, mögen diese Stellen 
baldigst von dem Inhalt der nachstehenden Schrei- 
ben in Kenntnis setzen und sich später darüber ver- 
gewissern, daß die Verbindung dieser Stellen mit 
dem Getreidewirtschaftsverband aufgenommen ist 
und Weizenmehl der Type W 450 für die Hostien- 
bereitung verwendet wird. 

Freiburg i. Br., den 5. Juni 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

* 

Kommissariat 
der Fuldaer Bischofskonferenz. 

Berlin >V 62, den 17. Mai 1939. 
Wichmannstraße 14. 

Betr.: Weizenmehl für Hostienherstellung. 
Zum Schreiben vom 2. Januar 1939 an das 

Erzbischöfliche Ordinariat in Breslau. 

Auf Veranlassung des Vorsitzenden der Fuldaer 

Bischofskonferenz hat das Kommissariat mit dem 
Reichsministerium für Ernährung und Landwirt- 
schaft und der Hauptvereinigung der deutschen Ge- 
treide- und Futtermittelwirtschaft wegen der Lie- 
ferung einer besseren Type Weizenmehl für die 
Hostienherstellung verhandelt. 

Das Reichslandwirtschaftsminifterium hat dar- 
aufhin die in der Anlage beigefügte Antwort er- 
teilt. 

Die weiteren Verhandlungen mit der Hauptver- 
einigung haben zu dem Ergebnis geführt, daß nun- 
mehr die Getreidewirtschaftsverbände angewiesen 
werden, den Hostienbäckereien — auf Antrag — 
Bezugsscheine für die Lieferung von Weizenmehl 
der Type W 450 (Dunst) auszustellen . . . 

Auf Grund der Bezugsscheine werden die Müh- 
len alsdann das Weizenmehl der Type W 450 
(Dunst) ausliefern . . . 

Besonders wird noch darauf aufmerksam gemacht, 
daß die freigegebenen Weizenmehlmengen der Type 
W 450 (Dunst) ausschließlich für die Zwecke der 
Hostienherstellung verwandt werden und jeglicher 
Mißbrauch unterbleibt. . . 

f Wienken. 
An das 
Hochwürdigste Ordinariat des Erzbistums 

Freiburg i. Br. 

* 

Der Reichsminister 
für Ernährung und Landwirtschaft. 

Geschäftszeichen: II A 5—2217. 

Berlin 8, den 28. April 1939. 

Betr.: Weizenmehl für Hostienherstellung. 
Auf die Schreiben vom 4. und 8. Febr. 1939. 

Ich habe die Hauptvereinignng der deutschen 
Getreide- und Futtermittelwirtschaft ermächtigt, für 
Zwecke der Hostienherstellung Weizenmehl der Type 
W 450 (Dunst) zur Verfügung zu stellen. Die 
Hauptvereinigung wird ein Bezugsscheinsystem ein- 
führen, damit sichergestellt wird, daß die für die 
Zwecke der Hostienherftellung freigegebenen Weizen- 
mehlmengen der Type 450 auch ausschließlich zu 
diesen Zwecken verwandt werden. Sie wird das 
Weitere wegen des Verfahrens unmittelbar mit 
Ihnen verabreden. 

2m Auftrage: 
8. L. gez. Schuster. 

An das 

Kommissariat der Fuldaer Bischofskonferenz 

Berlin W 62. 
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(Orb. 31. 5. 1939 Nr. 8614.) 

Die Katholische Kircherrsterrev - Vertretung. 

I. Bei der am 7. und 9. Mai ds. Js. vorgenommenen Wahl der Mitglieder und Ersatzmänner der 

Katholischen Kirchensteuer-Vertretung wurden gewählt die folgenden 

Mitglieder und Ersatzmänner der Katholischen Kirchensteuer-Bertrelung für die Jahre 1939 — 1945: 

Wahlbezirk Mitglieder 

AI Diez Karl, Landwirt in Radolfzell 
Rüdy Josef, Fabrikdirektor in Singen a.H. 
Ruppaner Dr. Hans, Bierbrauereibe- 
sitzer in Konstanz 

A II Kreuzer Friedrich, Oberkammerrat in 
Freiburg i. Br. 
R o s ch a ch Wilhelm, Bankvorstand in 
Neustadt i. Schw. 
Götz Hermann, Baumaterialienhandlung 
in Jmmendingen 

A III Denk Dr. Anton, Industrieller in Wehr 

Bauer Dr. Paul, prakt. Arzt in Lör- 

A IV Schill Lambert, Landwirt in Merzhausen 
Kopf Dr. Hermann, Rechtsanwalt in 
Freiburg i. Br. 
Spitz Emil, Kaufmann in Schliengen 

A V Werrlein Wilhelm, Rechtsanwalt in 
Wolfach 
Geisser Friedrich, Justizrat in Lahr 
Kuner Otto, Justizrat in Offenburg 

Neidhart Otto, Direktor in Emmendingen 

A VI Klug Alois, Justizrat i. R. in Bühl 
Kraft Josef, Fabrikarbeiter in Spessart 
Morgenthaler Wendelin, Hauptlehrer 
in Achern 
S e u b e r t Rudolf, Reichsbahninspektor 
i. R. in Baden-Baden 

A VII Stamer Wilhelm, Geh. Finanzrat, Prä- 
sident a. D. in Karlsruhe 
Bläsi Franz, Professor in Bruchsal 
S ch u l z Dr. Erich, Justizrat in Pforzheim 
Schuhmacher Daniel, Werkmeister in 
Kirrlach 

Ersatzmänner 

Welte Dr. Oskar, Rechtsanwalt in Meßkirch 
Rudolf Dr. Franz, Syndikus in Gottmadingen 
Ott Plazidus, Ziegeleibesitzer in Pfullendorf 

Cam merer Albert, Privat in Villingen 

Benitz Josef, Weinhändler in Löffingen 

Beising Josef, Landwirt in Ehingen 

S trittmatt er Albert, Schneidermeister in St. 

Wernei Anton, Rechtsanwalt in Säckingen 

Fischer Rudolf, Fabrikant in Freiburg i. Br. 
Maier Franz, Seilermeister in Oberhausen, L. 
Emmendingen 
Teufel Johann, Buchbindermeister in Breisach 

Bulach er Gustav, Altbürgermeister in Wolfach 

Santo August, Kaufmann in Ettenheim 
Engelhardt Josef, Altbürgermeifter in Nuß- 
bach bei Oberkirch 
Glaser Franz, Kaufmann in Kenzingen 

Bohnert Wilhelm, Sägewerkbesitzer in Ottenhofen 
Glaser Josef, Packmeister in Ettlingen 
Götz Karl, Oberzollinspektor i. R. in Rastatt 

Rauch Martin, Kaufmann in Sinzheim 

Kirchgäßner Albert Ernst, Präsident i. R. in 
Karlsruhe 
Klein Karl, Kaufmann in Breiten 
Rapp Karl, Fabrikant in Bruchsal 
Kühn le Anton, Landwirt und Handelsmann in 
Hockenheim 
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Wahlbezirk Mitglieder 

A VIII Häfner Karl, Amtsrat in Mannheim 

Noll Alois, Bauingenieur in Mann- 
heim - Neckarau 
Amend Anton, Kaufmann in Mannheim 
Schneider Gustav, Oberrechnungsrat 
i. R. in Heidelberg 

A IX Heck Franz Xaver, Landwirt in Gericht- 
stetten 
Holler Johann, Holzgroßhandlung in 
Königshofen 
Siegel Karl, Fabrikant in Nußloch 

B I Waibel Stephan, Dekan, Pfarrer in 
Öhningen 

BII 3W, SDeüm, 
Pfarrer in Öflingen 

B III Geis Dr. Rudolf, Stadtdekan, Dom- 
pfarrer in Freiburg i. Br. 

B IV Gumbel Johann Georg, Geistl. Rat, 
Dekan, Stadtpfarrer in Kenzingen 

B V Höfter Friedrich, Geistl. Rat, Dekan, 
Stadtpfarrer in Baden-Oos 

B VI SRübeS)?. meü, Oe# %*(, Güük 
dekan und Stadtpfarrer in Karlsruhe 

B VII Bläh Josef, Geistl. Rat, Dekan, Stadt- 
pfarrer in Buchen 

Ersatzmänner 

Silber Adam, Möbelfchreinerei in Mannheim- 
smibw 
Müller Hermann, Justizoberinspektor in Mann- 
heim 
Mayer Erwin, Abteilungsleiter in Mannheim 
Hart Karl, Fabrikant in Schwetzingen 

Biehler Otto, Professor i. R. in Mosbach 

Frey Karl, Architekt in Unterschwarzach, L. Sins- 
heim 
Gaukel Franz Josef, Eifenbahninfpektor in Kö- 
nigheim 

Kern Otto, Dekan, Stadtpfarrer in Stockach 

Amann Josef, Pfarrer und Kämmerer in Hochsal 

Kromer Bernhard, Dekan, Pfarrer in Frieden- 
weiler 

Winterhalder Karl Otto, Geistl. Rat, Dekan 
und Stadtpfarrer in Ettenheim 

Fertig Heinrich, Dekan, Pfarrer in Großweier 

Barth Ambros, Dekan, Pfarrer in Neibsheim 

Linz Alois, Dekan, Stadtpfarrer in Wiesloch 

II. Seine Exzellenz der Herr Erzbischof hat gemäß § 6 der Erzb. Verordnung vom 15. November 

1932, die Organisation der Katholischen Kirchensteuer-Vertretung betr., folgende Herren zu Mitgliedern 

bezw. zu Ersahmitgliedern dieser Vertretung 

Mitglieder 

Föhr Dr. Ernst, Prälat, Dekan und Pfarrer in 
Sölden 

Meister Dr. Karl, Oberbürgermeister i. R. in 
Freiburg i. Br. 

Deufel Kaspar, Amtsgerichtsrat in Lörrach 

ernannt: 

Ersatzmitglieder 

Rot Herme! Leopold, Geistl. Rat, Dekan und 
Pfarrer in Königheim 

Ruby Dr. Josef, Direktor in Freiburg i. Br. 

Kämmerer Gustav, Kaufmann in Offenburg. 

Den Wahlkommisfären, Dekanen und Vorsitzenden der Stiftungsräte sprechen wir für die Mühe- 

waltung und sachverständige Erledigung des Wahlgeschäftes unseren Dank aus. 

Freiburg i. Br., den 31. Mai 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 
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(Ord. 5. 6. 1939 Nr. 8766.) 

Aufstellung der Voranschläge für das 
Rechnungsjahr 1939/40. 

An die katholischen Kirchenvorstände 
in Hohenzollern. 

Für die Erhebung der diesjährigen Kirchensteuer 
sind bis jetzt keine neuen staatlichen Bestimmungen 

i# b#alb ansunebmen, baß füt bie 
Kirchensteuerbeschlüsse im Rechnungsjahr 1939/40 

im mefenÜicW bag big ßmge ßücMeume# mü 
bm Mg&n&enben bet kßkn maß) 
gebend bleibt. (Vergl. Ord. Erl. v. 9. Mai 1938, 
Nr. 5814, Amtsblatt Nr. 11, 1938). 

Die Steuerbeschlüsse selbst können zwar noch nicht 
gefaßt werden, da die Staatsgenehmigung für die 
Diözefanumlage noch aussteht und die Einkommen- 
steuer 1938 noch nicht in die Kirchensteuerlisten 
eingetragen ist. Aber die Voranfchläge können 
schon aufgestellt werden, und wir ersuchen die Kir- 
chenvorstände, dies möglichst bald und gewissenhaft 
zu tun. 

Die Einnahme aus der Kirchensteuer in § 4 soll 
nicht höher angesetzt werden als im letzten Jahre. 
Die Diözefanumlage in § 4 der Ausgaben ist in 
gleicher Höhe wie 1938 anzunehmen. Dies gilt 
auch für die Kirchengemeinden, die neuerdings ihre 
Hilfsgeistlichen selbst teilweise oder ganz besolden 
müssen. Wo es unbedingt nötig ist, kann die Kir- 
chensteuer erhöht werden. Aber die Gründe dazu 
müssen wirklich dringend sein, und der Kirchenvor- 
stand hat sie einzeln nachzuweisen (Besoldung, Bau- 
ten, Wegfall der Gemeindebeiträge u. a.). Daß bei 
den Ausgaben zeitgemäße Sparsamkeit zu walten 
hat, ist selbstverständlich. 

Aus den Voranschlägen müssen die steuerlichen 
Verhältnisse (B, D) und Voranschlagssätze des Vor- 
jahres (linke Spalte) ersichtlich sein. 

Die aufgestellten Voranschläge sind zwei Wochen 
lang in ortsüblicher Weise aufzulegen und dann in 
doppelter Fertigung uns zur Prüfung einzusenden. 

Bei Schwierigkeiten wende man sich an einen er- 
fahrenen Nachbargeistlichen oder unmittelbar an uns. 

Freiburg i. Br., den 5.Juni 1939. 

Erzbischöfliches Ordinariat. 

(OStR. 1, 6. 1939 Nr. 15133.) 

Rechnungsabhör. 
Die bei der Führung von Ortsfonds- und 

Kirchengemeinderechnungen allgemein zu be- 

achtenden Vorschriften sind zur Erleichterung 

der Geschäftsführung der Stistungsräte und 
Rechner zusammengestellt worden und wer- 
den nachstehend bekanntgegeben. 

Den Stiftungsräten werden demnächst von 
uns Sonderabdrucke dieser für die Führung 
von Ortssonds- und Kirchengemeinderech- 
nungen sowie für Erhebung der örtlichen 
Kirchensteuer maßgebenden Bekanntmachung 
übersandt werden. 

Je ein Abdruck ist für den Dienstgebranch 

des Stiftungsrats und des Fonds- bezw. 
Kirchengemeinderechners bestimmt. Die Ab- 

drucke sind sorgfältig aufzubewahren; sie 
werden zweckmäßigerweise in die Rechuungs- 
vorschriften vom 5. März 1925 (Ortssonds- 
rechnungen) und vom 10. Juni 1924 (Kir- 
chengemeinderechnungen) eingeheftet. 

Die Stiftungsräte wollen die Vorschriften 
genau beachten und auch aus ihre Befolgung 

durch die Fonds- und Kirchengemeinderechner 
hinwirken sowie den Rechnern die erforder- 

liche Anleitung geben. 
Zur Vereinfachung des Schreibwerks wird 

in den Abhörbescheiden nunmehr aus diese 
Zusammenstellung der Vorschriften verwie- 
sen werden. * 

A. Ortsfondsrechnungen. 
1. Das Kassenbuch ist vom Fondsrechner eigen- 

händig und fortlaufend während des ganzen Rech- 
nungszeitraums zu führen. Die Einnahmen sind, 
sobald sie zur Kasse kommen, die Ausgaben vor 
Aushändigung des Geldes im Kassenbuch einzu- 
tragen. 

2. Der Rechner hat mindestens vierteljährlich 
(bei größeren Rechnungen monatlich) das Kafsen- 
bud) ab&uf#eßen, bie ß# &u füü&en unb ben 
Kassenerfund im Kassenbuch (Spalte 6) ohne vor- 
herige Veränderung zu entziffern (siehe Ziffer 15 
der Rechnungsvorschriften vom 5. März 1925). 

3. Der Stiftungsrat hat alljährlich 
wenigstens einen unvermuteten Kassensturz beim 
Fondsrechner abzuhalten; er hat ferner auf Schluß 
eines jeden Rechnungsabschnittes die Kaffe zu 
stürzen. Es sind sämtliche vom Rechner geführte 
Kassen zu stürzen. Die Niederschriften über diese 
Kassenstürze sind, wenn sie nicht in den Kassen- 
büchern selbst niedergelegt werden, den Rechnungs- 
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beilagen anzuschließen (siehe Ziffer 13 der Rech- 
nungsvorschriften vom 5. März 1925 und Bekannt- 
machung des Erzb. Ordinariats vom 28. Januar 
1933 9k. 827, 1933, 0. 19). 

Für jeden Schaden, der aus der ungenügenden Über- 
wachung des Fondsrechners durch den Stiftungsrat 
entsteht, sind die Stiftungsratsmitglieder haftbar. 

4. Der Fondsrechner ist vom Stiftungsrat 
zu ernennen, vom zuständigen Erzb. Dekan als 
solcher bestätigen und vom zuständigen Landrat 
verpflichten zu lassen. Der Rechner hat die vor- 
geschriebene Sicherheit zu leisten. (Vergl. § 18 der 
Satzung vom 27. Februar 1934, Amtsblatt 1934, 
5. 195 ff. und §§ 8 und 9 der Verw. Jnstr. Samm- 
lung S. 13 ff.). Der Stiftungsrat hat sorgfältig zu 
prüfen, ob der Rechner in geordneten Vermögens- 
verhältnissen lebt und nach seinen Kenntnissen und 
Fähigkeiten zur Besorgung des Dienstes im Stande 
ist. Wenn von einer Sicherheitsleistung durch den 
Rechner abgesehen werden soll, ist ein Beschluß des 
Stiftungsrats hierüber herbeizuführen und dazu die 
Genehmigung des Erzb. Oberftiftungsrats einzu- 
holen. 

Im Rechnungsvorbericht (Beiheft) ist anzugeben, 
wann der Fondsrechner ernannt, bestätigt und ver- 
pflichtet worden ist, und wie seine Sicherheitsleistung 
geregelt wurde. 

5. Die Führung des Rechnerdienstes durch den 
Stiftungsratsvorsitzenden oder ein Mitglied des 
Stiftungsrats ist unzulässig. Wo dies der Fall 
sein sollte, hat der Stiftungsrat sofort einen ge- 
eigneten Fondsrechner zu ernennen und dessen Be- 
stätigung, Verpflichtung und Sicherheitsleistung her- 
beizuführen. Dem neuernannten Fondsrechner ist 
der Dienst alsbald in vorgeschriebener Weise zu 
übergeben. 

Die Nachweise hierüber sind zur nächsten Fonds- 
rechnung zu erbringen; dieser ist auch die Übergabe- 
verhandlung anzuschließen. 

6. Die Rechnungsanweisungen bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit außer der Unterschrift des Stif- 
tungsratsvorsitzenden noch der von mindestens zwei 
weltlichen Mitgliedern des Stiftungsrats (§ 20 der 
Satzung vom 27. Februar 1934, Amtsblatt 1934, 
6. 195 ff.). 

7. Über alle unregelmäßigen Einnahmen und die 
eingestellten oder herabgesetzten ständigen Ausgaben 
(z. B. Kapitalrückzahlungen, Stiftungen, Qpfergel- 
der, Altaraufwandsentschädigungen, Tropfwachs- 
löse usw., eingestellte oder gekürzte ständige Ver- 
gütungen oder Gehälter) ist vom Stiftungsrat das 
in § 53 der Verwaltungsinstr. (Sammlung S. 13 ff.) 
vorgeschriebene Vormerkbuch zu führen; es ist — 
ohne daß der Rechner Einblick darein erhält — als 

Sonderbeilage für die Prüfung der Rechnung mit- 
vorzulegen. 

8. Für jede verkündete heilige Messe und für jedes 
bestellte Amt hat der Kirchenfond eine Altarauf- 
wandsentschädigung von 0.50 JUl bezw. 1.— JUt 
zu erhalten (siehe Verordnung des Erzb. Ordinariats 
vom 7. Januar 1924, Anzeigeblatt 1924, S. 1). 
In den Fällen, in denen kirchliche Bedienstete (z. B. 
der Mesner, die Ministranten, die Sänger usw.) 
feste Bezüge aus kirchlichen Mitteln erhalten, fließen 
die Gebühren dieser Bediensteten dem Kirchenfond 
zu. Bei elektrischem Antrieb der Orgel ist auch die 
Gebühr des Blasbalgtreters im Kirchenfond zu 
vereinnahmen. Diese Altaraufwandsentschädigungen 
und Gebühren sind dem Kirchenfond restlos zu- 
zuführen; sie sind durch besondere Anweisungen dem 
Kirchenfondsrechner in Einnahme zu weisen. Sie 
müssen auch getrennt von den übrigen laufenden 
Einnahmen des Fonds verbucht werden. 

9. Die zur Bestreitung der örtlichen Kultbedürf- 
nisse bestimmten regelmäßigen Klingelbeutelsamm- 
lungen gehören zum örtlichen Kirchenvermögen. Sie 
sind demgemäß dem Kirchenfond zuzuführen; in 
der Kirchenfondsrechnung sind auch die daraus be- 
strittenen Ausgaben nachzuweisen. Auf die Ver- 
ordnung des Erzb. Ordinariats vom 12. Juli 1938 
9k. 8078 (3mWMaü 1938 (5. 435/436) mnb Be, 
zug genommen. Gemäß Verordnung des Erzb. Or- 
dinariats vom 24. März 1939 Nr. 4698 (Amts- 
blatt 1939, S. 59) ist in allen Pfarreien und Filia- 
len für die Klingelbeutelsammlungen und sonstigen 
kirchlichen Kollekten ein Kollektenbuch nach vorge- 
schriebenem Vordruck zu führen. 

10. Über die Pachtzinsen ist den Rechnungs- 
beilagen das in Ziffer 18 der Rechnungsvorschris- 
ten vom 5. März 1925 vorgeschriebene Verzeichnis 
anzuschließen. Aus ihm muß auch die Bestands- 
zeit (Pachtdauer) der Grundstücke zu ersehen sein. 
Vordrucke sind bei der Badenia A.-G., Karlsruhe 
erhältlich. Die Pachturkunden (Pachtverhandlungen) 
sind in der Pfarr - Registratur aufzubewahren. 

11. Der gesetzliche Zinssatz für Aufwertungs- 
hypotheken beträgt seit dem 1. Januar 1932 jähr- 
lich 6 vom Hundert (siehe Amtsblatt 1933 S. 26). 
Dieser Zinssatz ist im Hinblick auf den starken 
Kapitalverlust, den der Gläubiger durch die Auf- 
wertung erlitten hat, gerechffertigt. Für richtige 
Erhebung dieses Zinses ist zu sorgen. Der noch 
nicht verjährte, zu wenig erhobene Zins ist als- 
bald von den Schuldnern nachzuerheben. Der 
Stiftungsrat und der Fondsrechner sind für die 
richtige Erhebung der Zinsen verantwortlich. Eine 
Senkung des gesetzlichen Zinssatzes für Aufwer- 
tungshypotheken kommt nur dann in Frage, wenn 
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tie Entrichtung tea gefe$#en ginfea non 6 v. 4>. 
f^r ten Schutbner eine außerortentliche -ßarte be* 
beutet. aßgemein unbünßige wirtfchaßliche Ber« 
büitn# tea Schuitnera rechtfertigen eine ßerab; 
seating des gesetzlichen Zinssatzes noch nicht. 

12. Bie freien Stüde ter anieiheablöfunga#ult 
tea deutschen SReichea fint in Schuitbuchforber« 
ungen umwandeln zu lassen (siehe Zlnzeigeblatt 1927 
Seite 11). Aus dem Kapitalblatt ist die Konto- 
nummer des Eintrags im Reichsschuldbuch und 
tie Stüdetung ter Sorterung im Einzelnen er« 
sichtlich zu machen. 

13. Einlagegutbaben ftrchHcher S^nbe türfen 
nur bei Spartaften mit @emeinbebürg#nft ober 
bei ter ^n^holif^^en =pfnrrpfrüntef# in Sreiburg 
i. Br. begrüntet inerten, über tie Einlagegutha« 
ben eines Fondes bei Sparkassen sind von den 
betreffenden Sparkassen beglaubigte 
ßontoaua&üge ten SRechnungabeüagen an&u« 
schließen. 2Iua tiefen ßontoouasügen muß tie 
Entinidetung der Einlageguthaben im ganzen Rech- 
nungaabfchnitt *u ersehen fein. 

Vom Stistungsratsvorsitzenden oder vom Rech- 
ner gefertigte Kontoauszüge sind keine vollgültigen 
Rechnungsbelege. 

14. Ber Baufchißing (Bautanon, Baubeitrag) 
ist eine persönliche Last des Psründeinhabers. Er 
ist von ihm entweder bar an den Fond zu zahlen, 

ober aber ea ist feine Berwentung für noitvenbige 
ober nüßlicße auabefferungen am ^frünteanioefen 
bekgl# zur ^Rechnung nad^uweifen (siehe Be« 
kanntmachung vom 13. März 1933 Nr. 2775, 
Shntabiatt Seite 52). @ür tie ßeit ter Erletigung 
einer Pfründe ist die Katholische Jnterkalarkasse 
in Freiburg i. Br. zur gahtung tea Baufchißinga 
verpflichtet. 

15. Für richtige Versicherung der kirchlichen 
garnisse gegen geuerfcßaten ifl zu sorgen. 
Überversicherungen sind gesetzlich unzulässig. 
Bie SBertangaben im gabmiaverzeichnia fint auf 
ihre %ichtigteit nachzuprüfen unt nößgenfaßa rieh' 
tig zu stellen. 

Aus Grund der berichtigten Wertangaben im 
Fahrnisverzeichnis hat gegebenenfalls Richtigstel- 

lung der Fahrnisversicherung des Fonds zu erfolgen. 
Der Stiftungara! ist für richtige Versicherung der 
kirchlichen Fahrnisse verantwortlich (siehe Bekannt- 
machung vom 13. November 1936 Nr. 20038, Amts- 
btatt 1936 Seite 202). 

Ablausende Versicherungen sind rechtzeitig zu er« 
neuern. 3m Beiheft ßiffer 6 ist über tie Bet« 
ficherung ter Wichen garnisse gegen geuer« 
schaden an der dafür vorgesehenen Stelle entspre- 
chender Eintrag zu machen. 

16. Die Versicherung der wertvolleren kirch- 
lichen garnisse gegen Einbruchtiebßabl 
tem Stiftungarat unter 4>inmeia auf ten Schluß« 
sah tea Erlaffea tea Erzb. Orbinariatea nom 31. 
März 1925 Nr. 2170 (Anzeigeblatt 1925, S. 129) 
nahegelegt. 

über tie beflehente Einbruchtiebßahberficherung 
iß im Beiheft, ßiffer 6 an ter tafür vorgesehenen 
Stelle entfprechenter Eintrag zu fertigen. 

17. aße (atholifchen tirchßchen SRechtaperfonen 
ter Erztibzefe fiut gegen Schabenaerfaßanfprüche 
auf Grünt ter gefeßßchen ^aftpßichtbeßimmungen 
turdh einen Samme^haftpßid)tPerß^^erungavertrag 
bei ter Beuen granffurk? Berßcherunga«a. G. 
versichert. Einzelversicherungen sind zu unterlassen 
(siehe Befamtimachung tea Erzb. Ortinariata vom 
12. März 1936 Nr. 5061, Amtsblatt 1936, S. 75/76). 

18. über alle Zuwendungen an kirchliche Rechts- 
personen (Jahrtagsstistungen usw.) ist dem Erzb. 
Oberstistungsrat alsbald Anzeige zu erstatten. 

Bie Anzeige ter Sahrtagaßiftungen b<ü unter Bor« 
läge einer psarramtlich beglaubigten Abschrift der 
Stistungsurkunde und der Annahmeerklärung des 
Stistungsrats zu geschehen (siehe Verordnung des 
Erzb. Ordinariats vom 10. Januar 1901 Nr. 36, 
Anzeigeblatt 1901, S. 209 ff.). 

19. Bie ßöße her zu zahknben gahriagagebüßren 
iß aua tem Berzeichnia ter Sahrtagagebüßren zu 
ersehen (Beiheft Ziffer 9). Bie bei ter abßaltung 
ter Sahrtage miüvirfenten Betienfieten haben wo« 
möglich über den Empfang der ihnen zustehenden 
Gebühren selbst Empfangsbescheinigung zu erteilen. 
3ßo tiea nicht möglich iß, hat ter spfarrgeißlicbe 
in der von ihm ausgestellten Empfangsbescheinigung 
tie richtige Berteitung ter Gebühren an tie Be« 
zugsberechtigten zu bescheinigen. 

B. Kirchengemeinderechnungen 
(Ortskirchenßener). 

Soweit na#ehent ni^ta anterea angeortnet, 
gilt das für die Ortsfondsrechnungen Gesagte auch 
für die Kirchengemeinderechnungen. 

Aus die Rechnungsvorschristen vom 10. Juni 
1924 wird verwiesen. 3m übrigen ist für die Kir- 
chengemeinderechnungen noch Folgendes zu beachten: 

20. Die Ortskirchensteuerhebelisten sind nach Aus- 
rechnung der Steuerschuldigkeiten sofort dem zu- 
ständigen Landrat zur Vollzugsreiserklärung vor« 
zulegen (§ 18 absah 1 ter aatßolifchen Ortafircßen« 
ßeuerverorbttung - KOKV.). Ohne diese Vollzugs- 
reiserklärung fehlt die Rechtsgrundlage zum Einzug 
und zur Betreibung der Ortskirchensteuer. 

21. Für sofortige Anforderung, rechtzeitige Mah- 
nung und Betreibung der Ortskirchenfteuer ist zu 
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sorgen. Sie ß#engemeinbe iß gut Erfüllung bet im 
Voranschlag vorgesehenen Ausgaben aus ben recht- 
zeitigen Eingang ber Ortskirchensteuer angewiesen. 

22. Eingehende Steuerbeträge sind zunächst in 
ber SageaKfte gu verbuchen. Sie Sagealiften über 
bie Eingänge an Sanbea^ unb Ortafirdhenfteuer 
iinb genau nach der ausgedruckten Anleitung zu 
führen. Sie ftnb aümonatlich abgufchlie#en. Sie 
Summe ber Steueremgängeift monatlich in baa 
ßaffabud) gu übertrugen. Sie in ber Sagealifle 
vereinnahmten Ortafirchenfteuerbeträge ftnb forts 
laufenb in ben einschlägigen Stiften (ßebeliften, 
SRüdßanbalißen, gugangatiften) eingutragen. Sie 
barin vereinnahmten Steuerbeträge ftnb gufammen, 
gufteüen. Sie 2Ib#mffe ber Sagealifte begm. bea 
ßaffenbuchea unb ber Abschluß ber Aablunggfpal; 
ten in ben ßebeliften müssen nübereinftimmen. Q& 
maige Unftimmigfeiten ftnb sofort aufguflären. 

23. Sie ata unbeibringlich iu Abgang verrechn 
neten €rWfir^^en^^euerbeträge bebürfen in jebem 
eingehen @aüe einer befonberen Begrünbung. 
Siefe ist in ber BemerfungafpaÜe ber betr. Steu# 
erliste (^ebetifie, ^ücf^^anbaIi^^e, gugangalifte) 
stichwortartig niebergulegen. Ser Stiftungarat hat 
bie SIbgangabegrünbungen im eingehen auf ihre 
SRichtigfeit nachguprüfen unb bie erfolgte Prüfung 
in ber Qibgangßmeifung gu bestätigen. Ohne ^b^ 
gangaweifung bea Stiftungarata bürfen feine Orta^ 
firchenjteuerbeträge in Abgang verrechnet werben. 

24. Zu jeder Kirchengemeinderechnung soll ein 
SB ei heft angelegt werben. S ansehe ist wie baa 
SBeiheft ber DrWfonbßrechnungen forttaufenb wei# 
terguführen. 3m Borberi^^^ gu biefem ^eft ftnb 
anzugeben: 

a) SRamen ber SRitglieber bea Stiftungarata, bei 
den gewählten Mitgliedern außerdem der Zeitpunkt 
der Wahl und Amtszeit. 

b) Zahl der gewählten Mitglieder der Kirchen- 
gemeinbevertretung, ^eitpunft ihrer SBah( unb 
Amtszeit. 

c) Namen des Kirchensteuererhebers und Kirchen- 
gemeinbere^^ner^, geitpunft ber Ernennung, Be» 
ftätigung, Verpflichtung sowie Art und Höhe de- 
Sicherheitsleistung desselben. 

Von einer Sicherheitsleistung durch den Kirchen- 
steuerheber und Kirchengemeinderechner kann nur 
mit Genehmigung der Kirchengemeindevertretung 
abgesehen werden. Ser betr. Beschluß ist zur Kir- 
chengemeinderechnung nachzuweisen und im Vor- 
bericht (Beiheft) einzutragen. 

3n den Grundstücksverzeichnissen, Kapitalblättern, 
Schuldblättern usw. sind die übrigen Nachweise 
wie im Beiheft der Ortssondsrechnungen zu führen. 

25. Sie Verausgabung der in den Fonds- 
Voranschlägen vorgesehenen Kult- und Bauaus- 
gaben hat nicht in ber ßirchengemeinberechnung, 
sondern in den Rechnungen der betreffenden Orts- 
sonde zu erfolgen. 

Aus der Ortskirchensteuerkasse sind die zur Be- 
streitung dieser Ausgaben nötigen Mittel in Höhe 
des voranschlagsmäßig festgestellten Betrags der 
Ertragsunzulänglichkeit der betreffenden Ortssonde, 
ie nach debars unb (Eingang ber Ortafirchenfteuer, 
in runden Summen an die Ortssonde abzuliefern. 

3n der Kirchengemeinderechnung erscheinen dann 
nur ber Berwaltungaaufwanb unb bie etwa im 

Ortafirchenfteuervoranfchlag vorgesehenen Sluaga» 
ben für bie SBerginfung unb Silgung ber miethen 
ber ßirchengemeinbe unb für befonbere gu Saften 
der Kirchengemeinde genehmigte Baukredite. 

26. Sie abgeschlossene Kirchengemeinderechnung 
ist gunächft vom Stiftungarat einer SBorprüfung gu 
untergehen, fobann gur einsieht ber ßirchenßeuer; 
Pflichtigen auszulegen und der Kirchengemeindever- 
trelung zu verkünden. 

Sie Nachweise über die Auflage und Verkün- 
digung der Kirchengemeinderechnung sind den 
Rechnungsbeilagen anzuschließen. 

Sodann ist die Kirchengemeinderechnung dem 
Erzb. Oberstistungsrat zur Prüfung vorzulegen. 

Aus die §§ 46/47 der Katholischen Ortskirchen- 
fteuerverorbnung (ßOßSB) wirb gur Beachtung 
verwiesen. 

27. Sie OrtskirchensteuerhebeliftZn sind als 
S o n d e r b e i l a g e n mit der Kirchengemeinderech- 
nung vorgntegen. Sem Beilagenheft (SRechnungabe* 
legen) sind der Ortskirchensteuervoranschlag, die 
ßuganga» unb Slbgangaliften, bie %ücfftanbalifte 
sowie die Tagesliste anzuschießen (vergl. Ziffer 6 
vorletzter Absatz der Rechnungsvorschristen vom 
10. ßuni 1924). 

Freiburg i. Br., den 1. Juni 1939. 

Erzbischöflicher Oberstiftungsrat. 

Sterbfall. 

8. Juni: Johann 3halb, Pfarrer in Hochdorf. 

R. I. P. 
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